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Landkaufvorvertrag Korporation Kerns: Re-
gierungsrat unternimmt keine aufsichtsrecht-
lichen Schritte 
 
Beim Abschluss eines Landkaufvorvertrags zwischen der Korporation Kerns 
und der Genossenschaft Schlachthaus Ei erkennt der Regierungsrat keine of-
fensichtliche Verletzung von öffentlichen Interessen, klaren Rechts oder ver-
fahrensrechtlicher Formen. Er verzichtet darauf, aufsichtsrechtliche Schritte 
einzuleiten. 
 
Mit Eingabe vom 14. November 2017 haben drei in Kerns wohnhafte Personen beim 
Regierungsrat eine Aufsichtsbeschwerde eingereicht. Streitgrund ist der Abschluss 
eines Landkaufvorvertrags der Korporation Kerns mit der Genossenschaft Schlacht-
haus Ei. Diese plant die Realisierung eines Schlachthofs auf einer rund 1 950 Quad-
ratmeter grossen Parzelle im Gebiet Sand, Gemeinde Kerns. 
 
Die Beschwerdeführer fordern den Regierungsrat auf, den Korporationsrat Kerns an-
zuweisen, den Landkaufvorvertrag den Stimmbürgern an der Urne zur Abstimmung 
zu unterbreiten. Der Grundbucheintrag dürfe erst danach erfolgen. 
 
Gemäss der gängigen Rechtsprechung sind aufsichtsrechtliche Schritte durch den 
Regierungsrat angezeigt, wenn eine offensichtliche Verletzung von öffentlichen Inte-
ressen, klaren Rechts oder verfahrensrechtlicher Formen erkennbar ist. Diese Vo-

raussetzung ist im vorliegenden Fall nicht gegeben. 
 
Der Korporationsrat ist für den Abschluss von Kauf- und Baurechtsverträgen zustän-
dig, die Grundbesitz der Korporation betreffen. Eine Mitsprache der Korporationsbür-
ger ist nicht erforderlich. Bei der Veräusserung von Grundbesitz hat der Korporati-
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onsrat einzig die wirtschaftliche Entwicklung und Stärkung des Gemeinwesens anzu-
streben. Der Regierungsrat hat deswegen entschieden, die geforderten aufsichts-
rechtlichen Massnahmen nicht an die Hand zu nehmen. 


